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	Sanitätshandel
	Orthopädie- und
 Rehatechnik
	Bandagen und Orthesen
	Kompressionsstrümpfe

AKTUELLE ÖFFNUNGSZEITEN:
Mo. bis Do. 8.30 bis 13.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr

Fr. 8.30 bis 15.00 Uhr
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Pfarrer wollte er als Kind 
einmal werden, offenbarte 
der einstige Ministrant Ro-
bert Niedergesäß der Pres-
se vor einigen Jahren. Sein 
Drang zur Selbstdarstel-
lung wäre aber einer kleri-
kalen Karriere sicher nicht 
förderlich gewesen. Denn 
diese verlangt christliche 
Demut - anders als eine das 
Wort „christlich“ zumindest 
im Namen führende Partei, 
der er daher schon in früher 
Jugend beitrat.

Bei so viel „Christlichkeit“ 
war es folgerichtig, am 13. 
Mai 2013 den Diensteid 
als Landrat mit dem vorge-
schriebenen Wortlaut „Ich 
schwöre ...Gehorsam den 
Gesetzen und gewissenhaf-
te Erfüllung meiner Amts-
pflichten“ durch den Zusatz 
„so wahr mir Gott helfe“ zu 
bekräftigen.

Ob er das bei seiner tägli-
chen Arbeit schon mal „ver-
gisst“, wissen wir nicht. Si-
cher wissen wir aber, dass 
der Bayerische Kommunale 
Prüfungsverband (BKPV) 
in seinem bislang letzten 
Bericht zur überörtlichen 
Prüfung des Handels und 
Finanzgebahrens des Land-
rats wohl vorsätzliche Ge-
setzesverstöße zu Lasten 
des Steuerzahlers vermerk-

te und damit implizit die 
Frage aufwarf, ob sich der 
Landrat über den Gesetzen 
stehend wähne.

So rügte der BKPV in TZ1, 
dass der Landrat seit Be-
ginn seiner Amtszeit un-
gerechtfertigt jährlich 50 
TEUR an seine Mitarbeiter 
zu deren freien Verfügung 
ausbezahlt habe. Das hört 
sich nach wenig an. Kumu-
liert wurden vom Landkreis-
steuerzahler inzwischen 
aber fast 1 Mio. EUR für 
Essen in Edelrestaurants, 
Ausflüge in Berghütten, 
doppelte Weihnachtsfeiern, 
Konzertbesuche, Surf- und 
Kochkurse und ähnliches 
bezahlt.

Auf den ersten Blick er-
scheinen die als „team-
bildende Maßnahmen“ 
erklärten Ausgaben unbe-
denklich. Doch in der „Fi-
nanz-D[ienst]A[nweisung]“ 
sind die Kriterien, nach 
denen die Zahlungen erfol-
gen, äußerst schwammig 
formuliert, so dass der Will-
kür Tür und Tor geöffnet 
ist.
Bekommt eine Gruppe 
eher eine „Ausschüttung 
von Budgetüberträgen“, 
wenn sie in möglichst kur-
zer Zeit viele Anträge und 
Widersprüche von Bürgern 

ablehnt und auf diese Wei-
se ein gutes „fiskalisches 
Ergebnis“ erzielen kann? 
Werden Anreize für bürger-
unfreundliches Verhalten 
geschaffen, denn ein Einge-
hen auf die Bedürfnisse ei-
nes Bürgers kostet nun mal 
Zeit? Wirkt das „Bonussys-
tem“ diskriminierend für 
Mitarbeiter mit Behinde-
rungen, die womöglich in 
mancher Beziehung kein 
so gutes „fiskalisches Er-
gebnis“ erbringen können 
wie ihre Kollegen? Werden 
durch das System – bewusst 
oder unbewusst - Anreize 
gesetzt, leistungsschwä-
chere Mitarbeiter nicht in 
die eigene Arbeitsgruppe 
aufzunehmen oder sie gar 
„rauszumobben“, um die 
„Bonuszahlung“ für die 
Gruppe nicht zu gefährden?

Auf diese Fragen antwortet 
der Landrat seit über einem 
Jahr entweder gar nicht 
oder nur ausweichend. Er 
verweigert auch die Her-
ausgabe einer bereits vor-
handenen Liste, die auf 
mehreren Dutzend Seiten 
viele Hunderte Auszah-
lungen ausweist, teilweise 
ohne Angabe eines Zah-
lungsempfängers und/oder 
des Zahlungszwecks.

So stärkt er den Verdacht, 
dass der eigentliche Zweck 
dieses Systems nicht die 
Stärkung des Betriebskli-
mas ist, sondern dass der 
Hintergedanke ist, auf die-

sem Weg Unterwürfigkeit 
zu belohnen, aber kritische 
oder „aufmüpfige“ Mit-
arbeiter zu disziplinieren 
oder gar „elegant“ loszu-
werden. Denn wer sich mit 
Gruppendynamik auskennt, 
weiß, wie die Mitglieder 
einer Gruppe mit einem 
angeblich „leistungsschwa-
chen“ Kollegen umgehen, 
wenn dieser für die Versa-
gung von Begünstigungen 
für die Gruppe verantwort-
lich gemacht wird. Die Dul-
dung oder gar Förderung 
solcher gruppendynami-
scher Prozesse ist weder 
„christlich“ und schon gar 
nicht „sozial“.

Damit niemand von außer-
halb und auch nicht der 
Kreistag auf dieses System 
aufmerksam wird, wurden 
die Ausgaben im Landkreis-
haushalt verschleiert und 
nicht z.B. unter dem Titel 
„Bonuszahlungen für Mit-
arbeiter“ geführt, sondern 
unter der fachlich falschen 
und irreführenden Bezeich-
nung „Budgetrücklage“ 
oder „Budgetübertrag“ ver-
steckt. Ein ausdrücklicher 
Beschluss des Kreistag für 
diese Ausgaben ist zudem 
nicht bekannt.

Der BKPV rügte die Rechts-
widrigkeit dieser Ausga-
ben dreimal im Abstand 
mehrerer Jahre, zuletzt 
am 01.06.2021, davor am 
23.05.2014. Aber scheinbar 
beeindruckte das weder 
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den Landrat, noch seine 
Stellvertreterin im Amt und 
„Finanzmanagerin“ Frau 
Keller und auch nicht das 
(interne) Rechnungsprü-
fungsamt – kein Wunder, 
denn letzteres soll selbst 
zu den Begünstigten gehört 
haben, da kann man schon 
mal „Fünfe gerade sein las-
sen“...

Der faule Zauber hörte erst 
auf, als die Regierung von 
Oberbayern aufmerksam 
geworden war und dem 
Landrat im Frühjahr 2023 
ultimativ weitere solcher 
Ausgaben untersagte.

Wer jetzt denkt, dass der 
Kreistag nun den Landrat 
für die über viele Jahre 
wohl rechtswidrig ausge-
zahlten „Budgetrücklagen“ 
persönlich in Regress näh-
me, damit der Landkreis 
etwas mehr Geld für die 
Finanzierung seiner vielen 
Wünsche zur Verfügung 

hat, der kennt die Ebersber-
ger Kreisräte nicht. Lieber 
knöpfen sie das für ihre 
vielen Wünsche benötigte 
Geld über die Kreisumlage 
den wehrlosen Gemeinden 
ab (so dass z.B. der Markt 
Kirchseeon sein Hallenbad 
schließen musste), als die 
„Hand, die sie füttert, zu 
beißen“.

Und der Landrat will die 
Sache scheinbar wieder 
mal aussitzen und dabei 
wohl lieber nicht an die 
Namen Josef Hollerith (Ex-
Wahlkreis-MdB), Jens-Fol-
kard Schmidt (Ex-Vorstand 
gKU VEMO in Poing) und 
Stefan Huber (Geschäfts-
führer der Kreisklinik) erin-
nert werden. Allesamt einer 
bekannten „christlichen“ 
Partei nahestehend und 
Amts- und Mandatsträger 
aus dem Landkreis, die in 
den letzten Jahren straf-
rechtlich wegen Untreue 
verurteilt wurden.

Auch Robert Niedergesäß 
hatte als damaliger Bür-
germeister in Vaterstetten 
(wegen eines Dienstwa-
gens) schon mal intensiver-
en Kontakt mit der Staats-
anwaltschaft München II. 
Damals ging es für ihn noch 

halbwegs glimpflich aus. 
Ob der Landkreiswähler in 
2 Jahren auch so christlich 
nachsichtig mit ihm sein 
wird?
Mehr auf www.kirchsee-
on-intern.de   Ludwig Steininger

Auflösung auf Seite 22.


